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Gesetzentwurf 
 
der Landesregierung 
 
 
Zweites Gesetz zur Änderung des Landeswassergesetzes 
 
 
A Problem und Regelungsbedarf 
 
Trinkwasserbrunnen sind gerade in sehr heißen Sommern für die Bürgerinnen und Bürger eine 
Möglichkeit, um gesund und kostenlos ausreichend trinken zu können und somit ein wesentli-
cher Baustein zum allgemeinen Schutz vor Hitze.  
 
Im Jahr 2023 wurde § 50 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) um einen Satz 2 
ergänzt, § 50 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 lauten nun: „Die der Allgemeinheit dienende Was-
serversorgung (öffentliche Wasserversorgung) ist eine Aufgabe der Daseinsvorsorge. Hierzu 
gehört auch, dass Trinkwasser aus dem Leitungsnetz an öffentlichen Orten durch Innen- und 
Außenanlagen bereitgestellt wird, soweit dies technisch durchführbar und unter Berücksichti-
gung des Bedarfs und der örtlichen Gegebenheiten, wie Klima und Geografie, verhältnismäßig 
ist.“  
 
§ 50 Absatz 1 Satz 2 WHG dient der Umsetzung von Artikel 16 Absatz 2 Satz 1 Trinkwasser-
richtlinie 2020/2184/EU. 
 
Die Wasserversorgung im Rahmen der Daseinsvorsorge obliegt den Kommunen als Träger 
der öffentlichen Wasserversorgung, § 38 Absatz 1 Satz 1 Landeswassergesetz (LWG). Durch 
die Erweiterung des § 50 Absatz 1 WHG entsteht zusätzlicher Kostenaufwand für die Kommu-
nen für Errichtung, Betrieb und Unterhaltung der Innen- und Außenanlagen für Trinkwasser.  
 
§ 39 LWG lautet bisher: „Die Erhebung von Benutzungsgebühren durch die Gemeinden erfolgt 
auf der Grundlage des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 
21. Oktober 1969 (GV. NRW. S. 712) in der jeweils geltenden Fassung mit der Maßgabe, dass 
zu den ansatzfähigen Kosten alle Aufwendungen gehören, die den Gemeinden durch die 
Wahrnehmung ihrer Pflichten nach § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes und nach § 38 sowie 
§ 35 Absatz 5 entstehen.“ Diese Regelung kann aus verfassungsrechtlichen Gründen nur als 
statische Verweisung auf den § 50 WHG zum Zeitpunkt der Regelung des § 39 LWG verstan-
den werden, also noch ohne Beinhaltung des neuen Satz 2 des § 50 Absatz 1 WHG. Daher 
sind die Kosten der Innen- und Außenanlagen aktuell nicht auf die Wasserentgelte umlegbar 
und müssen aus den kommunalen Haushalten bestritten werden, was nicht in allen Kommu-
nen leistbar ist. Eine Umlage über die Wasserentgelte ist ohne ausdrückliche gesetzliche Re-
gelung im Landeswassergesetz nicht möglich.  
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B Lösung 
 
Die Umlagemöglichkeit auf die Wasserentgelte in Hinsicht auf Errichtung und Betrieb der 
Trinkwasser-Außen- und Innenanlagen für die Öffentlichkeit im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 2 
WHG wird im § 39 LWG geregelt.  
 
C Alternativen 
 
Keine, da anderenfalls die Finanzierung der Innen- und Außenanlage im Sinne des § 50 Ab-
satz 1 Satz 2 WHG über die öffentlichen Haushalte nicht sichergestellt ist.  
 
D Kosten  
 
Durch die Änderung des LWG werden keine zusätzlichen Kosten für das Land ausgelöst.   
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr. Beteiligt sind das Minis-
terium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie und das Ministerium für Heimat, Kom-
munales, Bau und Digitalisierung. 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und Ge-

meindeverbände  
 
Die Änderung hat keine Auswirkungen auf die kommunale Selbstverwaltung. Die Finanzlage 
der Gemeinden wird deutlich verbessert, indem eine Umlageregelung auf die Wasserentgelte 
für die sich aus der Daseinsvorsorge ergebende Pflicht im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 2 
WHG geschaffen wird. Es können in Folge aber im Verhältnis deutlich geringere Kosten für 
die kommunalen Haushalte außerhalb dieser Umlagemöglichkeit für ordnungspolitische Um-
feldmaßnahmen (Reinigung der Umgebung, Maßnahmen gegen Vandalismus, etc.) entste-
hen.  
 
G Finanzielle Auswirkungen auf Unternehmen und private Haushalte 
 
Die Wasserentgelte für Unternehmen und private Haushalte erhöhen sich um die Kosten für 
die Innen- und Außenanlagen im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 2 WHG. Die Anschaffung und 
Installation eines Trinkwasserbrunnens verursacht Kosten von ca. 15.000 €, zusätzlich fallen 
ca. 1.000 € jährlich für Wartung und Instandhaltung an (Abschätzung von 2022, Bundestags-
Drucksache 20/3878). Da die Aufgabe in § 50 Absatz 1 Satz 2 WHG eine individuelle Ermes-
sensentscheidung ist, kann die Anzahl der Innen- und Außenanlagen für Nordrhein-Westfalen 
nicht prognostiziert werden, bundesweit ging der Bundesgesetzgeber von ca. 1000 neuen An-
lagen aus (Bundestags-Drucksache 20/3878). Nach der Verbändeanhörung ist mit aktuellen 
Stand 2026 eher von Kosten von 19.000-30.000 € für die Installation eines Trinkwasserbrun-
nens und von 3.500-10.000 € jährlich für die Wartung und Instandhaltung eines Trinkwasser-
brunnens auszugehen.  
 
H Geschlechterdifferenzierte Betrachtung der Auswirkungen des Gesetzes 
 
Der Gesetzentwurf wurde gemäß dem Gender Mainstreaming Ansatz geprüft. Die Gesetzes-
änderung wirkt sich nicht auf die Gleichstellung von Männern und Frauen aus. 
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I Auswirkungen des Vorhabens auf die nachhaltige Entwicklung im Sinn der Nach-
haltigkeitsstrategie NRW 

 
Der Gesetzesentwurf wirkt sich überwiegend positiv auf die nachhaltige Entwicklung im Sinn 
der Nachhaltigkeitsstrategie NRW aus, da u.a. die Gesundheitsprävention befördert wird, in-
dem insbesondere einer zunehmend älteren Bevölkerung im demografischen Wandel vor dem 
Hintergrund steigender Temperaturen im Klimawandel auch außerhalb ihrer Wohnräume die 
Flüssigkeitsaufnahme ermöglicht wird. Es wird also insbesondere SDG 3. der Nachhaltigkeits-
strategie befördert. Weiterhin wird auch SDG 6. der Nachhaltigkeitsstrategie befördert mit der 
Zielsetzung die Verfügbarkeit von Wasser für alle zu gewährleisten. Weiterhin wird SDG 13. 
befördert, indem Maßnahmen zur Bekämpfung der Auswirkungen des Klimawandels ergriffen 
werden. Durch das Vorhaben wird die Umsetzung der Errichtung und des Betriebs der öffent-
lichen Trinkwasserbrunnen sichergestellt. Hinter den genannten Aspekten tritt der Aspekt des 
erhöhten Wasserverbrauchs bei sogenannten „Dauerläufern“ (Brunnen mit dauerhafter Was-
serspeisung) zurück.  
 
J Befristung 
 
Die gesetzliche Änderung ist nicht zu befristen, da dauerhaft die Umlage der Kosten der Innen- 
und Außenanlagen im Sinne des § 50 Absatz 1 Satz 2 WHG sichergestellt sein muss.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
  

Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 

 Auszug aus den geltenden 
Gesetzesbestimmungen 

 
Zweites Gesetz zur Änderung des Lan-

deswassergesetzes 
 

  

Artikel 1 
 

 Wassergesetz 
für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landeswassergesetz - LWG -) 
 

 
 
 
 
 
 
 
1. In § 39 Satz 1 des Landeswassergeset-

zes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 926), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2021 (GV. NRW. S. 1470) geändert 
worden ist, wird nach der Angabe „Was-
serhaushaltsgesetzes“ die Angabe „vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 
29. März 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 84) ge-
ändert worden ist,“ eingefügt.  

 
2. In § 39 Satz 2 des Landeswassergeset-

zes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25. Juni 1995 
(GV. NRW. S. 926), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 17. Dezem-
ber 2021 (GV. NRW. S. 1470) geändert 
worden ist, wird nach der Angabe „gehö-
ren“ die Angabe „somit insbesondere die 
Kosten für die Bereitstellung von Trink-
wasser aus dem Leitungsnetz an öffent-
lichen Orten durch Innen- und Außenan-
lagen und“ eingefügt. 

 

 § 39 
Kostenumlage 

(zu § 50 des Wasserhaushaltsgesetzes) 
 
Die Erhebung von Benutzungsgebühren 
durch die Gemeinden erfolgt auf der Grund-
lage des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 21. Ok-
tober 1969 (GV. NRW. S. 712) in der jeweils 
geltenden Fassung mit der Maßgabe, dass 
zu den ansatzfähigen Kosten alle Aufwen-
dungen gehören, die den Gemeinden durch 
die Wahrnehmung ihrer Pflichten nach § 50 
des Wasserhaushaltsgesetzes und nach 
§ 38 sowie § 35 Absatz 5 entstehen. Zu den 
ansatzfähigen Kosten gehören die Kosten 
für Anlagen, die eine nach den örtlichen Ver-
hältnissen angemessene Löschwasserver-
sorgung nach dem Gesetz über den Brand-
schutz, die Hilfeleistung und den Katastro-
phenschutz sicherstellen. 
 

Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
 

  

https://lv.recht.nrw.de/gvnrw/1969-65
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Begründung  
 
A Allgemeiner Teil 
 
Trinkwasserbrunnen sind gerade in sehr heißen Sommern für die Bürgerinnen und Bürger eine 
Möglichkeit, um an Trinkwasserbrunnen gesund und kostenlos ausreichend trinken zu können 
und somit ein wesentlicher Baustein zum allgemeinen Schutz vor Hitze. 
 
Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) wurde § 50 Ab-
satz 1 WHG Anfang 2023 um einen Satz 2 ergänzt. § 50 Absatz 1 Satz 2 WHG dient der 
Umsetzung von Art. 16 Abs. 2 S. 1 Trinkwasserrichtlinie 2020/2184/EU, nach dem die Mit-
gliedstaaten unter Berücksichtigung der technischen Machbarkeit und Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes Außen- und Innenanlagen zur Abgabe von Trinkwasser zu errichten haben (BT-
Drs. 20/3878, 11). Nach der Erweiterung des Absatz 1 sollen nun als Bestandteil der kommu-
nalen Daseinsvorsorge im öffentlichen Raum Wasserspender errichtet werden. Die Wasser-
versorgung obliegt den Kommunen als landesrechtlich bestimmte Träger der öffentlichen Was-
serversorgung.  
 
Mit dieser Gesetzesänderung soll die Finanzierung der Errichtung und des Betriebs der Trink-
wasserbrunnen geregelt werden. 
 
B Besonderer Teil 
 
Begründung im Einzelnen: 
 
Zu Artikel 1: 
 
1. Die bisherige Regelung in § 39 Satz 1 Landeswassergesetz (LWG) regelt, dass zu den 
ansatzfähigen Kosten alle Aufwendungen gehören, die den Gemeinden durch die Wahrneh-
mung ihrer Pflichten nach § 50 des WHG entstehen. Diese Regelung kann aus verfassungs-
rechtlichen Gründen nur als statische Verweisung auf den § 50 des WHG zum Zeitpunkt der 
Regelung des § 39 LWG verstanden werden. Anderenfalls könnte der Bundesgesetzgeber die 
Umlagefähigkeit in Gebühren regeln, ohne dass der Landesgesetzgeber einen Einfluss darauf 
hat, der Bund hat keine Gesetzgebungskompetenz im Benutzungsgebührenrecht. Daher hat 
das Bundesverfassungsgericht vorgegeben, dass eine verfassungskonforme Auslegung in der 
Weise geboten ist, dass solch ein Bezug als statische Verweisung zu verstehen ist (BVerfGE 
47, 285), insbesondere wenn es um unterschiedliche Regelungsmaterien geht wie hier, wo es 
einerseits um eine materiellrechtliche Regelung im Wasserrecht und andererseits um eine Ge-
bührenregelung in Landesrecht geht, auf die sich die materiellrechtliche Regelung im Bundes-
recht nur indirekt auswirkt. Um auch eine Kostenumlage in Hinsicht auf die neue Regelung in 
§ 50 Absatz 1 Satz 2 WHG zu ermöglichen, erfolgt eine erneute statische Verweisung auf die 
aktuell gültige Fassung des § 50 WHG, die in Satz 2 nun regelt, dass zur öffentlichen Wasser-
versorgung auch gehört, dass Trinkwasser aus dem Leitungsnetz an öffentlichen Orten durch 
Innen- und Außenanlagen bereitgestellt wird, soweit dies technisch durchführbar und unter 
Berücksichtigung des Bedarfs und der örtlichen Gegebenheiten, wie Klima und Geografie, ver-
hältnismäßig ist.  
 
Die Regelung ist mit den gesetzlichen Vorgaben zu den privaten und öffentlich-rechtlichen 
Wasserversorgern in Hinsicht auf die Einbeziehung in die Wasserentgelte vereinbar, da die 
Sachlage vergleichbar ist z.B. zur bereits in § 39 Satz 2 LWG geregelten Löschwasserversor-
gung und auch zur Umlagefähigkeit der Gebühren bei öffentlichen Abfallkörben. Daher kann, 
wie bereits aktuell bei der bereits geregelten Löschwasserversorgung, § 39 LWG in der zu 
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regelnden Fassung dann auch die Grundlage für die Einbeziehung der Kosten der Trinkwas-
serbrunnen in die Wasserentgelte bilden. 
 
2. Die Einfügung in § 39 Satz 2 LWG soll rein deklaratorisch klarstellen, dass Hauptzweck der 
zu regelnden erneuten statischen Verweisung auf die aktuell gültige Fassung des § 50 WHG 
in Satz 1 (siehe 1.) die Inkorporierung der Kosten der Trinkwasserbrunnen in die Gebühren-
grundlage des § 39 LWG ist.  
 
Zu Artikel 2 (Inkrafttreten): 
 
Das Gesetz soll am Tag nach der Verkündung in Kraft treten. 
 


